
Der Eurovision Song Contest
2019 in Israel ist Geschich-
te – und er kann in gewisser

Weise als Sinn-Bild für die Wider-
sprüchlichkeit, die Unterschiedlich-
keit und die diversen Narrative die-
nen, die dem israelisch-palästinen-
sischen Konflikt zugrunde liegen.

Er fand in der Woche statt, in der
sowohl der Unabhängigkeit des
Staates Israel wie der „Nakba“, der
Vertreibung hunderttausender Pa-
lästinenser*innen, gedacht wird
(14./15. Mai 1948). In Tel Aviv
herrschte Partystimmung und ein
Gefühl der Lebensfreude („Aber
keine Politik, bitte!“), während in
den Tagen und Wochen zuvor noch
Raketen von Gaza aus auf israeli-
sche Städte und Bomben als „Ver-
geltung“ dafür geflogen waren – mit
mehreren Todesopfern auf beiden
Seiten. Es gab Aufrufe zum Boykott
des Song Contest, eine Alternativ-
veranstaltung und „BDS“ („Beauti-
ful, Diverse, Sensational“) auf
israelisch.

Die internationale Ebene:
Friedenspläne

Alle warten, aber kaum jemand
erwartet etwas – vom „Deal des
Jahrhunderts“, angekündigt von
US-Präsident Trump, auszuarbei-
ten von Jared Kushner, seinem
Sonderberater. Dabei soll es nicht
nur um eine Lösung für Israel und
Palästina gehen, schließlich ist die
gesamte Region Mittlerer Osten ein
Krisenherd und Pulverfass: Syrien,
Jemen, der Irak, und im Fokus der
amerikanischen (und teilweise der
arabischen) Aufmerksamkeit der
Iran – da ist die Palästinenserfrage
ein vergleichsweise kleiner Teil ,
und für viele relativ uninteressant
geworden. Was man bisher vom

Deal gehört hat, ist, dass es sich in
der ersten Phase v.a. um ein milli-
ardenschweres Investitionspro-
gramm in die Wirtschaft und Infra-
struktur des Westjordanlandes und
Gazas handeln soll, ohne in die exi-
stierenden politischen und militäri-
schen Gegebenheiten (der Besat-
zung) einzugreifen. Sam Bahour,
palästinensisch-amerikanischer
Geschäftsmann, weist in einem
Beitrag vom 20. 5. (http://972mag.
com/israel-palestine-economy-
trump-kushner/141539/) darauf hin,
dass seit Beginn der Besatzung
1967 die palästinensische Wirt-
schaft eng mit der israelischen ver-
zahnt worden ist: „Das Deponieren
von mehr humanitären und Ent-
wicklungsgeldern in palästinensi-
sche Koffer wird den Konflikt nicht
lösen. Die Herausforderung heute
besteht darin, die militärische
Besatzung durch Israel zu beseiti-
gen und dem palästinensischen
Privatsektor zu erlauben, seiner
natürlichen Rolle eines Funda-
ments eines zukünftigen Staates
nachzukommen.“

Der offensichtlichste Mangel des
Plans, der Ende Juni bei einem
„Ökonomischen Workshop“ in Bah-
rain präsentiert werden soll, ist die
völlig fehlende Einbeziehung palä-
stinensischer Vertreter*innen, wes-
halb er von vornherein zum Schei-
tern verurteilt scheint. Auch die von
der US-Regierung in letzter Zeit
gesetzten Fakten (Anerkennung
Jerusalems als Hauptstadt Israels
und der Annexion der Golan-
Höhen, Fallenlassen des Begriffs
‚Zweistaatenlösung‘) deuten in kei-
ner Weise darauf hin, dass es sich
hier um einen Deal auf Augenhöhe
oder unter Wahrung der Rechte
und legitimen Interessen der Palä-
stinenser*innen handeln würde.

In einigen europäischen Staaten,
darunter auch Österreich, wird vor-
nehmlich darüber diskutiert, ob die
BDS-Bewegung (Boykott, Desin-
vestment, Sanktionen) antisemi-
tisch sei, bzw. wie es mit dem Anti-
semitismus in Europa stehe. In
Deutschland wurde jüngst eine
interfraktionelle Resolution mit dem
Titel „Der BDS-Bewegung ent-
schlossen entgegentreten – Antise-
mitismus bekämpfen“ im Bundes-
tag angenommen, die von man-
chen jüdischen/israelischen Orga-
nisationen und Persönlichkeiten
stark kritisiert wurde. U.a. unter-
schrieben 17 Intellektuelle eine
Petition an die FDP, die den Antrag
ursprünglich lanciert hatte, Artikel
von Gideon Levy in ‚Ha’aretz‘ und
Moshe Zuckermann in ‚Junge Welt‘
kritisierten mit harten Worten die
deutsche Position der Gleichset-
zung von Kritik an Menschen-
rechtsverletzungen Israels mit Anti-
semitismus.

In Österreich sorgten drei Auftritte
von Hanin Zoabi, ehemalige arabi-
sche Knesset-Abgeordnete, für
Aufregung, weil mehrere geplante
Veranstaltungsorte ihre Zusagen
kurzfristig rückgängig machten mit
der Begründung, dass sich unter
den Veranstalter*innen antisemiti-
sche Gruppen (v.a. die österreichi-
sche BDS-Bewegung) befinden.
Diese Auseinandersetzungen sa-
gen vielleicht eher etwas über die
Gefahren der Einschränkung der
Rede- und Versammlungsfreiheit in
den betroffenen europäischen Län-
dern, als dass sie Beiträge zur
Lösung des Konflikts vor Ort leisten
würden, aber sie zeigen auch die
hohe Emotionalisierung auf, die bei
Auseinandersetzungen um Israel
und Palästina stets mitspielt.
Jedenfalls widerspricht eine klare

9Spinnrad 2 / 2019

NNAAHHEERR OOSSTTEENN

Friedenspläne, Demokratie und Menschenrechte
im Nahen Osten
von Pete Hämmerle



Absage an tatsächlichen Antisemi-
tismus in Österreich und anderswo,
die es braucht, nicht dem Prinzip,
keine Legitimierung von Verstößen
gegen die Menschenrechte und
gegen Völkerrecht, von Rassismus
und Ungerechtigkeit, durch den
Staat Israel und andere Konfliktpar-
teien zu akzeptieren.

Die nationale Ebene: 
Wahlen und Widerstand

Israel, die „einzige Demokratie im
Nahen Osten“, hat im April demo-
kratisch gewählt – ohne große
Überraschungen, das rechts-natio-
nal-religiöse Lager hat eine Mehr-
heit von 65 der 120 Knesset-Man-
date errungen. Die Überraschung
folgte erst vor kurzem: Benjamin
Netanjahu ist es nicht gelungen,
eine Mehrheit für seine Regie-
rungspläne zu bilden, weshalb sich
das Parlament gleich wieder auflö-
ste und im September erneut
gewählt wird. Interessant daran ist
aus friedensbewegter Perspektive,
dass das Scheitern der Regie-
rungsbildung aufgrund eines Ge-
setzes über die Verschärfung der
Wehrpflicht (für ultra-orthodoxe
jüdische Gläubige) erfolgte. Die
Vorgangsweise in diesem Fall folgt
sicherlich üblichen westlichen Stan-
dards von „Demokratie“. Problema-
tischer wird es dann, wenn das
israelische Parlament Gesetze
beschließt wie 2018 das sog.
„Nationalstaatsgesetz“, in dem
Israel als „Nationalstaat des jüdi-
schen Volkes“ festgeschrieben wur-
de, während die Rechte von Min-
derheiten (muslimischen, christ-
lichen, drusischen, arabischen)
dadurch gleichzeitig eingeschränkt
bzw. herabgestuft wurden. Und
Langzeit-Premierminister Ne tanja-
hu steht unter Korruptionsverdacht
und soll im Oktober vor Gericht
erscheinen – ein Aspekt, der nicht
unerheblich für seine rasche Ent-
scheidung für Neuwahlen gewesen
sein soll, und der die aktuelle Situa-
tion in der israelischen Politik, aber

auch die Funktionsfähigkeit des
Rechtsstaates und der Gewalten-
teilung beleuchtet.

Auch auf palästinensischer Seite
steht es mit der „Demokratie“ nicht
gerade zum Besten, wobei dazu
nicht nur die Palästinenser*innen
selbst beitragen. Es sei hier zum
einen daran erinnert, dass die letz-
ten Wahlen 2005 (Mahmud Abbas
wurde zum Präsidenten gewählt)
und 2006 stattfanden, als die
Hamas mit 74 (von 132) Sitzen die
absolute Mehrheit erreichte, was
allerdings von vielen Staaten nicht
anerkannt wurde. Aufgrund der
innerpalästinensischen Konflikte,
v.a. zwischen Fatah und Hamas,
aber auch der äußeren Umstände,
der fortgesetzten Besatzung, des
Siedlungsbaus, letztlich des Schei-
terns des Oslo-Friedensprozesses,
wurden weitere nationale Wahlen
seither immer wieder verschoben
oder ausgesetzt.

Interessant ist auch, die verschie-
denen palästinensischen Positio-
nen zum Widerstand gegen die
Besatzung aus dem Blickwinkel der
Förderung demokratischer Beteili-
gung zu betrachten. Während die
Palästinensische Autonomiebehör-
de unter Abbas immer wieder den
traditionell politischen Weg ver-
sucht, einen auf die Oslo-Abkom-
men gegründeten Modus vivendi
mit Israel und der „internationalen
Gemeinschaft“ zu finden – was ihr
auch oft zum Vorwurf gemacht
wird -, gibt es nach wie vor Fraktio-
nen, die den militärischen Wider-
stand propagieren und durchführen
(neben der Hamas u.a. der Islami-
sche Dschihad oder die Al-Aqsa-
Märtyrerbrigaden). Spätestens seit
der 1. Intifada (1987-90) spielen
auch Formen und Aktionen des
gewaltlosen Widerstandes eine
wichtige Rolle, zu denen im Prinzip
z.B. der Aufruf von Organisationen
der palästinensischen Zivilgesell-
schaft zu Boykott, Desinvestition
und Sanktionen (BDS, 2005), die

Versuche der Gaza-Flotille zur
Durchbrechung der Seeblockade
des Gazastreifens und seit rund
einem Jahr der „Große Marsch der
Rückkehr“, die wöchentlichen Frei-
tags-Demonstrationen am Grenz-
zaun zwischen Gaza und Israel,
gehören. Dazu kommen noch viele
lokale Initiativen der „Popular Resi-
stance Committees“, z.B. gegen
den Bau der Mauer, die Enteignung
von Land und die anderen alltäg-
lichen Beeinträchtigungen des
Lebens in Dörfern und Städten in
Palästina, teilweise aber auch in
Israel selbst (Beduin*innen im
Negev).

Erfolgreicher gewaltfreier Wider-
stand als Aktionsform hat das größ-
te Potenzial an demokratischer Mit-
bestimmung, weil er auf die Beteili-
gung vieler Menschen angewiesen
ist. Deshalb ist er auch schon als
„Taktik”, die der eigenen Entschei-
dung entspringt, unabhängig von
den Motiven, ein wichtiger Faktor
im Erreichen von Souveränität und
Unabhängigkeit. Wird aber auch
jegliche Form gewaltlosen Wider-
standes von Palästinenser*innen
von vornherein diskreditiert – sei es
unter dem Vorwurf der Wirkungslo-
sigkeit, des Antisemitismus oder
aufgrund eigener Interessen im
Konflikt – so stellt sich die Frage,
was dann noch übrig bleibt: nur
Resignation und Anpassung oder
militärisch aussichtslos scheinen-
der bewaffneter Kampf? Und es
stellt sich natürlich auch die Frage,
warum die jüngsten, großteils
gewaltlosen Gaza-Proteste nach
einem Jahr nicht zum Erfolg geführt
haben. In seinem Blog-Beitrag
„Over a Year on, Why Haven’t the
Gaza Protests Succeeded?”
(https://lobelog.com) sieht Colter
Louwerse die maßgeblichen Grün-
de darin, dass Israel in Gaza ein
System einer Besatzung eingerich-
tet hat, das eine strategische und
physische Distanz zwischen Besat-
zer und Besetzten (Blockade
Gazas zu Land, Luft und Wasser)

10 Spinnrad 2 / 2019

NNAAHHEERR OOSSTTEENN



schafft, sodass eine direkte Kon-
frontation quasi ausgeschlossen
wird. Gleichzeitig ist die internatio-
nale Solidarität, der weltweite „Auf-
schrei“ gegen das Unrecht, das der
Bevölkerung des Gaza-Streifens
seit Jahrzehnten angetan wird,
nicht ausreichend erfolgt – begün-
stigt auch durch die Darstellung der
israelischen Sichtweise in interna-
tionalen Medien, dass es sich hier
um die Verteidigung seiner Grenze
gegen feindliche Fremde und nicht
um die Unterdrückung einer
gewaltlosen Selbstbestimmungs-
bewegung handle. Und vielleicht
kann an dieser Stelle auch daran
erinnert werden, dass die Vermi-
schung gewaltsamen und gewaltlo-
sen Widerstandes die Glaubwür-
digkeit und Effektivität des letzteren
beeinträchtigt, und dass gewaltfreie
Veränderung oft Zeit und einen lan-
gen Atem braucht.

Die lokale Ebene: 
Die Verletzung und die Verteidi-
gung von Menschenrechten

„Vor Ort“ sind die konkreten Schau-
plätze, an denen Häuser und Zelte
abgerissen und zerstört, Land ent-
eignet oder unkultivierbar gemacht,
Wasser zugunsten jüdischer Sied-
lungen im Westjordanland abge-
zweigt, Kinder am Schulweg belä-
stigt, Menschen durch Check -
points, Siedlerstraßen, Passier-
scheine usw. in ihrer Mobilität ein-
geschränkt werden. „Vor Ort“ sind
palästinensische Städte und Dörfer,
die abgeriegelt oder des Nachts
von israelischen Soldat*innen nach
möglichen „Terrorist*innen“ durch-
sucht werden, die von israelischen
Militärschlägen und Bombenangrif-
fen (im Gaza-Streifen) getroffen
werden. „Vor Ort“ sind auch israeli-
sche Städte und Siedlungen wie
Sderot und Ashkelon, deren
Bewohner*innen immer wieder ein-
mal vor Raketen aus Gaza in Luft-
schutzkellern Schutz suchen müs-
sen. Gewalt und Leid, die Verlet-
zung von Menschenrechten, pas-

sieren immer konkreten Menschen
an konkreten Orten, weshalb ein
Ansatz für Friedensarbeit und die
Verteidigung von Menschenrechten
auf der lokalen Ebene ansetzt. Hier
engagieren sich palästinensische
wie israelische Menschenrechtsor-
ganisationen, aber auch internatio-
nale Projekte wie WCC-EAPPI, das
Ökumenische Begleitprogramm in
Palästina und Israel des Weltkir-
chenrates, für das in Österreich die
Diakonie, Pax Christi und der Ver-
söhnungsbund als Trägerorganisa-
tionen unter der Schirmherrschaft
des Ökumenischen Rates der Kir-
chen in Österreich arbeiten. 

Derzeit sind drei „Ökumenische
Begleiter*innen“ (Ecumenical
Accompaniers - EAs) aus Öster-
reich gleichzeitig an verschiedenen
Orten im Westjordanland für das
Programm im Einsatz: in Yanoun
im Norden, im Jordantal (Jericho)
und im Hügelland südlich von
Hebron (Jatta). Erste Berichte von
ihren Erfahrungen sind auf dem
Blog von EAPPI Österreich
(www.eappi-austria.at) zu lesen, ab
September stehen sie auch als
Referent*innen für Vorträge, Schul-
veranstaltungen usw. zur Verfü-
gung. Im Blog schreibt eine Freiwil-
lige über ihre Erfahrungen in den
South Hebron Hills:

In der Seam-Zone [Anm.: Palästi-
nensisches Land zwischen der
„Grünen Linie“ und dem tatsäch-
lichen Verlauf der „Sperrmauer“]
gibt es nochmals einen Sondersta-
tus, dann, wenn PalästinenserIn-
nen dort wohnen, das sind Enkla-
ven mitten zwischen israelischen
Siedlungen. Dies ist der Fall von
Aseefer. In Aseefer wohnen sieben
palästinensische Familien, sie
gehören zur Großfamilie Qbita. Sie
brauchen eine Spezialerlaubnis der
israelischen Behörden um hier
wohnen zu dürfen und den Check-
point Beit Yatir zu überqueren. Die
Kinder besuchen die Schule in
Izemil, das ist das Dorf vor dem

Checkpoint. Zwei Mal pro Tag müs-
sen sie diese Grenze passieren
und werden von den Grenzern,
Angestellten einer privaten Securi-
ty-Firma, oft schikaniert. Gleich
nach dem Checkpoint befindet sich
die Siedlung Beit Yatir und die
SiedlerInnen attackieren und be-
schimpfen die Kinder immer wie-
der. Daher sind wir zwei Mal pro
Woche hier, um die Schulkinder zu
begleiten, damit SiedlerInnen und
GrenzerInnen sehen, dass sie
beobachtet werden. 

Sehr oft erscheint die Lage für alle,
die an einem gerechten Frieden für
Israel und Palästina und einem
Ende der Besatzung arbeiten,
schier aussichtslos. Aber dennoch:
der ständige gewaltfreie Einsatz all
der Menschen auf lokaler, nationa-
ler und internationaler Ebene bildet
eine notwendige Voraussetzung
dafür, dass Samen für eine friedli-
che Lösung des Konflikts gesät
werden – und oft gehen sie dann
schneller auf, als man denkt!
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Ab Herbst können Vorträge mit
den dzt. EAs über ihre Erfahrun-
gen organisiert und auch die Aus-
stellung „Frieden ist möglich –
auch in Palästina“ über das Büro
des Versöhnungsbundes ausge-
liehen werden: 

www.friedeninpalaestina.de

Für Herbst 2020 plant der Ver-
söhnungsbund eine weitere
solidarische Pilger*innenreise
nach Israel und Palästina, bei
der Begegnungen auf lokaler Ebe-
ne der Friedensarbeit ein wichti-
ger Teil des Programms sein wer-
den. Nähere Infos dazu gibt es so
bald wie möglich auf unserer
Webseite sowie in unserem
Email-Newsletter, der auf unserer
Webseite bestellt werden kann:

www.versoehnungsbund.at


